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Zusammenfassende Erklärung 

In der zusammenfassenden Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB wird dargelegt, wie die Umweltbe-

lange und die -Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Bauleitplanverfahren 

nach §§ 3 Abs. 1/ 4 Abs. 1 sowie §§ 3 Abs. 2/ 4 Abs. 2 BauGB zum Bebauungsplan mit Grünordnung 

Nr. 1119.1 „Ost 1, 10. Änderung“ der Stadt Landsberg am Lech berücksichtigt wurden und aus wel-

chen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften anderweitigen Planungsmöglichkeiten ge-

wählt wurde. 

1 Ablauf des Verfahrens 

Aufstellungsbeschluss         14.07.2021 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB:   10.02.2025 bis 14.03.2025 

Frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB:    10.02.2025 bis 14.03.2025 

Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB:    10.06.2025 bis 09.07.2025 

Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB:      10.06.2025 bis 09.07.2025 

Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB       30.07.2025 

2 Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 

Im Zuge der Vorentwurfs- und Entwurfsplanung wurden die zu erwartenden nachteiligen Auswirkun-

gen auf die einzelnen Schutzgüter gemäß § 2 a BauGB untersucht und durch Vermeidungs- bzw. Mi-

nimierungsmaßnahmen reduziert. Zudem wurden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt. 

Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Mensch und 

menschliche 

Gesundheit 

Gefahrensituatio-

nen 

- Baustelleneinrichtungs-, Kranaufstell- und Wendeflächen 

sowie Fahrwege für Baufahrzeuge sind ausreichend abzu-

sperren und zu kennzeichnen.  

- Die Sicherheit und der Schutz der Schüler und Mitarbeiter 

der Schule sowie aller weiterer sich im Plangebiet aufhal-

tender Personen vor Unfällen und Schadstoffen sowie 

übermäßigen Lärmbelastungen und Staubbildung durch 

die Baustelle ist zu jedem Zeitpunkt zu gewährleisten. Es 

können Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit auf 

dem Schulhof notwendig werden. 

- Flucht- und Rettungswege sowie Notfallsammelpunkte 

sind bei veränderten Wegeführungen und Baustellenflä-

chen an die jeweilige Situation anzupassen, entsprechend 
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

zu kennzeichnen und zu kommunizieren. Feuerwehrbewe-

gungsflächen sind zu gewährleisten. Die FW-Flächen nach 

Umsetzung der Planung können dem Freiflächengestal-

tungsplan entnommen werden.  

- Hinsichtlich möglicher Folgen von Naturgefahren sind die 

gesetzlichen Regelungen zum Brandschutz einzuhalten, 

Starkregenereignisse sind bei der Entwässerungsplanung 

zu berücksichtigen und auf die die Verkehrssicherungs-

pflicht (inkl. regelmäßiger Baumkontrollen) wird hingewie-

sen.  

Schadstoffemissi-

onen, Lärm 

- Staubbelastungen in den Gebäuden und Freiflächen sind 

ebenfalls möglichst gering zu halten. 

- Innerhalb der Nachtzeit von 22:00 bis 06:00 Uhr ist kein 

Anlieferungsverkehr (via städtebaulichen Vertrag gere-

gelt), keine Lkw-Entladung und keine Nutzung der geplan-

ten Parkplätze im nördlichen Bereich zulässig. 

- Der ins Freie abgestrahlte Schallleistungspegel der geplan-

ten Späneabsaugung darf einen Wert von LWA= 92 dB(A) 

nicht überschreiten; die Anlage darf dem Stand der Tech-

nik entsprechend weder ton- noch informationshaltig 

sein.  

- Von diesen Randbedingungen kann abgewichen werden, 

wenn im Rahmen des jeweiligen Baugenehmigungsverfah-

rens durch ein Fachgutachten nachgewiesen wird, dass 

die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an allen maßgebli-

chen Immissionsorten in der Nachbarschaft im Zusam-

menwirken mit allen weiteren gewerblichen Geräusch-

quellen eingehalten werden. 

- Für Unterrichtsräume und andere, besonders geräusch-

empfindliche Räume an der Südfassade des Mensa-Ge-

bäudes wird der Einbau schalldämmender Lüftungsein-

richtungen empfohlen. Die Anforderungen an die Schall-

dämmung von Außenbauteilen nach Maßgabe der DIN 

4109-1:2018 sind zu beachten. 

Tiere, Pflan-

zen und die 

biologische 

Vielfalt 

CEF-Maßnahme 1 Anbringen bzw. Umhängen von Nisthilfen für den Feldsperling 

und den Star: 

Vom Vorhaben sind 2 Reviere des Feldsperlings sowie ein Re-

vier des Stars betroffen. Die insgesamt 10 vorhandenen Nist-

kästen sind außerhalb der Brutzeit vom 01.10. bis 29.02. und 
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

im Vorfeld des entsprechenden Gebäudeabrisses in das nähere 

Umfeld umzuhängen bzw. zu ersetzen. 

Vermeidungsmaß-

nahme 1 

Beleuchtungsverbot naturschutzfachlich wertvoller Strukturen 

bei nächtlichen Bauarbeiten: 

Sollten Bauarbeiten bei Dunkelheit durchgeführt werden, ist 

darauf zu achten, dass die Gehölze während der Aktivitätszeit 

der Fledermäuse (Mitte März bis Ende Oktober) zur Vermei-

dung der Störung von jagenden Fledermäusen nicht ange-

strahlt werden. Das Beleuchtungskonzept der Freianlagen ist 

fledermaus- und insektenfreundlich zu gestalten. 

 

 

Vermeidungsmaß-

nahme 2 

Gebäudeabrisse nur im September / Oktober unter Aufsicht ei-

ner artenschutzfachlichen Baubegleitung: 

Zum Schutz von brütenden Vögeln und Fledermäusen sind die 

Gebäudeabrisse im September / Oktober und damit außerhalb 

der Brutzeit von Vögeln sowie vor dem Winterschlaf von Fle-

dermäusen durchzuführen. Außerdem ist eine artenschutz-

fachliche Baubegleitung einzusetzen (siehe V 5). 

Vermeidungsmaß-

nahme 3 

Gehölzentfernung nur außerhalb der Vogelbrutzeit von Okto-

ber bis Februar: 

Die Rodung von Gehölzen ist nur zwischen 01.10. und 29.02., 

also außerhalb der allgemeinen Schutzzeit brütender Vögel 

(§ 39 BNatschG) zulässig. Das Schnittgut ist unverzüglich abzu-

transportieren. 

Vermeidungsmaß-

nahme 4 

Beginn der Bauarbeiten außerhalb der Vogelbrutzeit: 

Werden Vögel während der Brut- und Aufzuchtphase gestört, 

kann es zur Aufgabe der Brut und damit zur Tötung von Jung-

tieren kommen. Um dies zu vermeiden, sind die Bauarbeiten 

außerhalb der Brutzeit zu beginnen und sukzessive fortzufüh-

ren. 

Vermeidungsmaß-

nahme 5 

Anlage eines Kraut- und Staudensaums für den Stieglitz 

Zur Stärkung des randlich des Eingriffsbereiches vorkommen-

den Stieglitz wird auf 180 m² ein Kraut- und Staudensaum mit 
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Disteln (Ackerdistel, Gänsedistel, Kratzdistel und Karden) am 

nordwestlichen Gehölzrand des Geltungsbereiches angelegt. 

Vermeidungsmaß-

nahme 6 

Artenschutzfachliche Baubegleitung: 

Die artenschutzfachliche Baubegleitung ist für den gesamten 

Zeitraum der Bautätigkeiten einzusetzen. Sie ist über alle, den 

Artenschutz betreffenden Maßnahmen zu informieren und hat 

die Aufgabe, mögliche Verbotstatbestände durch regelmäßige 

Kontrollen und Abstimmungen mit den Baufirmen zu vermei-

den. Ihr obliegt die Koordination der zusätzlich notwendigen 

Fledermauserfassungen und der Bestimmung des sich daraus 

ergebenden Ausgleichsaufwands in Abstimmung mit der unte-

ren Naturschutzbehörde. 

Baumfällungen Ersatzpflanzungen: 

Die zu rodende Bäume werden innerhalb des Plangebiets 

durch Bäume I. und II. Ordnung ersetzt. 

Fläche und 

Boden 

Abtrag und Bo-

den- bzw. Flä-

chenversiegelung 

Im Baugrund- und Schadstoffgutachten (Proj. Nr. 11055, BLASY 

+ MADER GmbH, Kapitel 9) wird ausgeführt: „Da der Oberbo-

den alle Prüf- und Maßnahmenwerte einhält, kann er in Berei-

chen in denen keine Aushubarbeiten stattfinden, verbleiben 

oder an anderer Stelle des Grundstücks wieder angedeckt wer-

den. Auffällige bzw. potentiell verunreinigte Böden können 

nicht ohne Weiteres vom Grundstück abgefahren werden. 

Diese sind im Rahmen der Erdarbeiten vom übrigen Boden ab-

zutrennen und vor Ort zwischenzulagern. Die Zwischenlage-

rung erfolgt in der Regel in Halden zu maximal 250 m³. Die Hal-

den sind repräsentativ zu erproben und auf Schadstoffgehalte 

zu untersuchen. Auf Grundlage dieser Haldenanalysen wird für 

jede einzelne Halde in Abhängigkeit der nachgewiesenen Ver-

unreinigungen der Entsorgungs- bzw. Verwertungsweg festge-

legt. Erst danach kann der Abtransport erfolgen […].“  

  Eine bodenkundliche Baubegleitung wird empfohlen. Hierzu 

gehört auch, die Baugruben durch einen Bodengutachter ab-

nehmen zu lassen. Hinsichtlich der Gründungen ist auf das Bo-

dengutachten Bezug zu nehmen. 

  An zwei Aufschlusspunkten wurden laut des Baugrund- und 

Schadstoffgutachtens in den Proben des Auffüllhorizontes 

leichte Verunreinigungen durch Cyanide nachgewiesen (Ein-

bauklasse Z 1.1). Es sollten zur Verwertung von 
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Aushubmaterial mindestens die Einbauklassen Z 0 und Z 1.1 

berücksichtigt werden. An einem weiteren Aufschlusspunkt 

wurden zudem leichte Verunreinigungen durch KW festge-

stellt, diese Böden müssen entsorgt werden und können nicht 

auf dem Grundstück verbleiben. 

Wasser Überdeckung Im Baugrundgutachten wird ausgeführt: „Die anstehenden 

feinkornreichen Kiese sind nur gering wasserdurchlässig. Am 

ehesten ist die Versickerung von Niederschlagswasser auf dem 

Grundstück über Sickermulden oder Rigolen realisierbar […]. 

Für die Dimensionierung der Sickeranlagen nach DWA-Arbeits-

blatt 138 empfehlen wir im Bereich der Sickeranlagen Sicker-

versuche in Schürfen durchzuführen […].“ 

 potentielle Grund-

wassergefährdung  

Aufgrund der geplanten Nutzungen und den hierfür notwendi-

gen Materialien (z. B. Nutzung als Werkstätten) können sich 

Anforderungen hinsichtlich des Umgangs und der Aufbewah-

rung von Materialien und Stoffen ergeben, die potentiell Bo-

den oder Grundwasser verunreinigen können (z. B. Kraftstoffe, 

Öle, Lacke, Farben). 

Luft und 

Klima 

Überbauung, 

Schadstoffemissi-

onen 

Durch die vorgesehene Dach- und Fassadenbegrünung können 

kleinklimatisch positive Effekte erzielt werden.  

Landschaft Einsehbarkeit Negative Wirkungen können sich für die Blickbeziehungen aus 

nördlicher Richtung ergeben, da durch die (unvermeidlichen) 

Fällungen von Bäumen und Sträuchern neue Sichtachsen zwi-

schen dem Park auf Flurstück Nr. 1420/16 und dem nördlichs-

ten Gebäude innerhalb des Plangebietes entstehen können. 

Eine Eingrünung durch Pflanzungen innerhalb des Plangebietes 

ist nicht möglich, da das Gebäude sehr nahe an die Flurstücks-

grenze heranrückt. Zu empfehlen sind deshalb entweder eine 

Fassadenbegrünung an der Rückseite des Gebäudes (Richtung 

Norden) oder ergänzende Pflanzungen in diesem Bereich des 

Parks. 

Kulturelles 

Erbe und 

sonstige 

Sachgüter 

Beeinträchtigung 

der kulturhistori-

schen Bedeutung 

Falls sich bislang unentdeckte Bodendenkmale im Planungs-

raum befinden sollten, ist eine denkmalschutzrechtliche Ge-

nehmigung bei der Unteren Denkmalschutzbehörde zu bean-

tragen. Allgemein gilt: Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäo-

logische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brandschichten 

o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. 
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Bayerische Landesamt 

für Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 

86672 Thierhaupten oder die zuständige Untere Denkmal-

schutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Die Möglich-

keit zur Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen (Art 

8 ff DSchG). 

Abriss von Gebäu-

den 

Aufgrund älterer Gebäudestrukturen innerhalb des Plangebie-

tes, welche im Rahmen der Umsetzung der gegenständlichen 

Planung abgerissen werden müssen, können weitere Untersu-

chungen hinsichtlich der verbauten Materialien, ihrer Entsor-

gung oder Wiederverwertung auf den weiteren Planungsebe-

nen notwendig werden. 

 

Grundsätzlich ist an dieser Stelle zu bemerken, dass Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

sich häufig auf die verschiedenen Schutzgüter gleichermaßen positiv auswirken und somit nur schwer 

getrennt voneinander betrachtet werden können. Werden derartig wirksame Maßnahmen nur in ei-

nem Schutzgut beschrieben, schließt das die positive Wirkung auf andere Schutzgüter also nicht aus.  

Darüber hinaus wurde eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung (LARS consult GmbH, Fassung 

vom 10.01.2022) durchgeführt, in welcher potenzielle artenschutzrechtliche Konflikte bzw. die Not-

wendigkeit einer Untersuchung planungsrelevanter Arten geprüft wurden. 

Weiterhin wurde ein faunistisches Gutachten mit artenschutzrechtlicher Bewertung (LARS consult 

GmbH, Fassung vom 27.01.2025) erstellt, in welchem die Ergebnisse der Untersuchungen zu möglich 

betroffenen Artgruppen dargestellt und artenschutzrechtlich beurteilt wurden. 

Ferner wurde ein immissionsschutzfachlichen Gutachtens in Auftrag gegeben (Müller-BBM, Bericht 

M169146/01, 08.05.2025), um die auf das Plangebiet einwirkenden Geräusch- und Lärmimmissionen 

zu untersuchen. 

3 Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlich-

keits- und Behördenbeteiligung 

Im Zuge der Behörden-, Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung wurden diverse Hinweise vorgebracht, 

die im Rahmen des Abwägungsprozesses gewürdigt wurden. In dieser zusammenfassenden Erklärung 

werden sowohl die Einwendungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung als auch der förmlichen 

Beteiligung mit dem jeweiligen Abwägungsergebnis dargestellt:  
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3.1 Schutzgut Bevölkerung, Mensch und menschliche Gesundheit 

Das Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, betonte im Zuge der frühzei-

tigen Beteiligung, dass eine entsprechende Stellungnahme erst nach Vorlage einer schalltechnischen 

Untersuchung abgegeben werden könne. Dies wurde zur Kenntnis genommen und die Erkenntnisse 

und Ergebnisse des nachträglich fertiggestellten immissionsschutzfachlichen Gutachtens dargelegt. 

Anschließend wurden die Festsetzungsvorschläge und vorgeschlagenen Hinweise aus dem Gutachten 

in den Bebauungsplan übernommen.  

Die untere Immissionsschutzbehörde des Landratsamtes Landsberg am Lech wies im Rahmen der 

förmlichen Beteiligung darauf hin, dass die Festsetzungsvorschläge hinsichtlich der betrieblichen Nut-

zung (Betriebszeit und Geschlossenhalten der Werkstattfenster) nicht in den Bebauungsplan aufge-

nommen werden sollten. Den Anregungen wurde im Bebauungsplan nachgekommen und in der Im-

missionsschutzfestsetzung der erste Spiegelstrich zur Betriebszeit und Geschlossenhalten der Werk-

stattfenster in gestrichen. Ferner wurde die Begründung unter Ziffer 3.8 entsprechend der Stellung-

nahme angepasst. Dabei wurde darauf verwiesen, dass diese Regelung per städtebaulichen Vertrag 

geregelt wird.  

3.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

In Bezug auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sind keine Anregungen oder Be-

denken vorgebracht worden. 

3.3 Schutzgut Fläche und Boden 

In seiner Stellungnahme in der frühzeitigen Beteiligung wies die untere Bodenschutz- und Abfallbe-

hörde des Landratsamtes Landsberg am Lech auf die Bodenbeschaffenheit des Baugrundes, Auffül-

lungen und Anforderungen zur Aushubüberwachung hin. Dem Einwender wurde mitgeteilt, dass im 

Bebauungsplan bereits ein Hinweis zur Bodenbeschaffenheit/Altlasten enthalten war. Dieser wurde 

in Folge um die von der unteren Bodenschutz- und Abfallbehörde genannten konkreten Anforderun-

gen zur Aushubüberwachung ergänzt. 

3.4 Schutzgut Wasser (Grund- und Oberflächenwasser) 

Während der frühzeitigen Beteiligung gab das Wasserwirtschaftsamt Weilheim den Hinweis, dass im 

Starkregenfall eine Betroffenheit durch wild abfließendes Oberflächenwasser im Planungsgebiet 

nicht ausgeschlossen werden könne. Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass gemäß §37 WHG 

der natürliche Ablauf wild abfließenden Oberflächenwassers nicht zum Nachteil höher oder tiefer lie-

gender Grundstücke behindert, verstärkt oder auf andere Weise verändert werden dürfe. Zuletzt 

empfahl der Stellungnehmende den Abschluss einer Elementarschadenversicherung. Die allgemeinen 

Hinweise bezüglich des Starkregens wurden zur Kenntnis genommen. Dem Einwand entsprechend 

wurde ein Abschnitt zum Starkregen in der Begründung des Bebauungsplanes ergänzt. 
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3.5 Schutzgut Luft und Klima 

In Bezug auf das Schutzgut Luft und Klima sind keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht wor-

den. 

3.6 Schutzgut Landschaft 

In Bezug auf das Schutzgut Landschaft sind keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht worden. 

3.7 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

In Bezug auf das Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sind keine Anregungen oder Be-

denken vorgebracht worden. 

3.8 Sonstige Anmerkungen 

Mit seiner Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung, äußerte ein Bürger Bedenken hin-

sichtlich des fehlenden Park(haus)baus bzw. Verkehrskonzeptes und der verkehrlichen Situation der 

Spitalfeldstraße. Die Bedenken des Einwenders wurden zur Kenntnis genommen. Ihm wurde mitge-

teilt, dass die Umbauten der beruflichen Schulen nicht weiter verzögert werden sollen und dies des-

halb unabhängig von den Planungen des neuen Parkhauses fortgeführt werden müsse. Ungeachtet 

dessen, wurde darauf hingewiesen, dass die Stadt in Abstimmung mit den weiteren Beteiligten ver-

sucht, das Verkehrs- und Parkplatzkonzept weiterzuverfolgen und schließlich umzusetzen. Bezüglich 

der Kritik zu der Gefahrensituation in der Spitalfeldstraße wurde dem Einwender mitgeteilt, dass Ge-

schwindigkeitsbeschränkungen und Parkraumbewirtschaftung nicht in einem Bebauungsplanverfah-

ren geregelt werden. Die Hinweise wurden allerdings dem städtischen Amt für Sicherheit und Ord-

nung weitergegeben. Die vom Einwender vorgeschlagene neue Variante der Parkhausausfahrt wird 

dabei in der weiteren Planung geprüft. Zu den Hinweisen auf die Formulierungen in der Begründung 

wurde darüber informiert, dass diese beibehalten werden, da aufgrund des rechtsverbindlichen Be-

bauungsplanes „Ost 1, 3. Änderung“ die entsprechende Nutzungsform festgesetzt wurde. Zusam-

menfassend ergaben sich durch die Stellungnahme keine Änderungen an der Planung. 

4 Begründung der Wahl der Planungsalternativen 

Im Zuge der Planung sind immer auch anderweitige, in Betracht kommende Planungsalternativen zu 

berücksichtigen. 

Die gegenständliche Planung beruht auf einer längeren Vorplanung, in der mehrere Planungsalterna-

tiven geprüft wurden. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches wurde in mehreren Schritten erarbei-

tet, wobei neben der Berufsschule auch die Entwicklung des Bauhofs und Kapazität und Standort ei-

nes neuen Parkhauses geprüft wurden. Die Vorplanungen waren insbesondere darauf ausgerichtet, 

flächensparend mit Baulandflächen umzugehen, den Schulstandort zu stärken sowie die bestehen-

den Betriebsflächen des Bauhofs und der Stadtwerke aufzuwerten. Grundlage der Überlegungen war 
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das Struktur- und Parkplatzkonzept Epfenhauser Straße / Spitalfeldstraße / Schleifweg Landsberg am 

Lech (Architekturbüro Landbrecht, 2019).  

Die Modernisierung der Schulgebäude ist für den Schulbetrieb unumgänglich, da die Bildungseinrich-

tung nicht mehr den aktuellen energetischen und brandschutztechnischen Anforderungen an einen 

qualitätsvollen Schulbetrieb erfüllt. Hierbei wurden ein Gebäudeerhalt und eine Sanierung wo mög-

lich sowie ein Erhalt der Sportplätze angestrebt. Gestaltungsmöglichkeiten ergaben sich demnach 

ausschließlich hinsichtlich der neuen Gebäude sowie der übrigen Freiflächen. Die Errichtung eines 

Parkhauses wird zum aktuellen Zeitpunkt nicht realisiert. Für eine bestmögliche Prüfung wurden des-

halb umfangreiche architektonische und landschaftsarchitektonische Planungen durchgeführt. Die 

ausgearbeitete Lösung wird hinsichtlich des Schulbetriebes sowie der technischen und gestalteri-

schen Aspekte sowie der Nachhaltigkeit verglichen zu vorab geprüften Planalternativen als die sinn-

vollste erachtet. Günstigere Alternativen, insbesondere solche mit einem geringeren Eingriff in Natur 

und Landschaft, drängen sich bei gleichzeitiger Einhaltung des Planungszieles nicht auf. 


